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Die Verdienstgrenze
in der Krankenversicherung«

Die Voraussetzung für die Krankenversicherungspf licht

der Betriebsbeamten, Angestellten usw. ist, daß ihr regel¬

mäßiger Jahresarbeitsverdienst nicht den auf Grund des

§ 165a der RVO. festgesetzten Betrag von 2400 Goldmark über¬

steigt. Wer nach vorangegangener Versicherungspflicht diese

Verdienstgrenze von monatlich 200 Mk. überschreitet, scheidet

Jedoch erst mit dem ersten Tage des vierten Monats nach

Ueberschreiten aus der Versicherungspflicht aus und bleibt da¬

her noch 3 Monate Pflichtmitghed der Krankenkasse.

Der Zweck dieser Bestimmung, die erstmals in dem § 4

des Gesetzes zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen vom

27. März 1923 aufgenommen wurde, war, dem fortgesetzten

Wechsel zwischen Versicherungspflicht und Versicheruugs-

ireiheit ein Ende zu machen. Dem Reichsarbeitsminister ist

durch den § 165a der RVO. (§ 1 des Gesetzes vom 27. März

1923) die Ermächtigung gegeben, die Verdienstgrenze nach Be¬

darf zu erhöhen, um dadurch die Personen, die als Angestellte

der gesetzlichen Krankenfürsorge bedürfen, der Versicherungs¬

pflicht dauernd zu unterstellen. Es ist bekannt, daß die Fest¬

setzung der Versicherungsgrenzen von jeher nicht in der not¬

wendigen Höhe erfolgte und daß demzufolge fortwährend An¬

gestellte ausscheiden müssen, sei es durch höhere Entlohnung

infolge zunehmenden Alters oder auch durch Abschluß günsti¬

gerer Besoldungsverhältnisse — die noch dringend der Kranken¬

versicherung bedürfen.

Die Dreimonatsfrist hat während der Inflationszeit un¬

zweifelhaft einen Zweck erfüllt. Als ein Kind der Inflation hat

Sie den Kassen viel unnötige Verwaltungsarbeit, die ohne sie zu

leisten gewesen wäre, erspart. Man muß nun die Frage auf¬

werten, ob die Dreimonatsirist heute noch irgendeinen Vorteil

für die Versicherten oder iür die Kassen in sich schließt. Da

die bald ein Jahr währende Stabilität der Goldmark nunmehr

durch die Annahme des Dawes-Gutachtens endgültig gesichert

erscheint, kommt eine Erhöhung der Verdienstgrenze kaum

noch, zum mindesten aber wohl nur in großen Zwischenräumen

in Erscheinung. Das zeigt auch die letzte Erhöhung der Ver¬

dienstgrenze auf 2400 Mk., die bereits acht Monate zurückliegt,

und nach allem, was bekannt geworden ist, besteht offenbar im

Reichsarbeitsministerium in absehbarer Zeit keine Neigung,

diese Höhe zu ändern, zum allerwenigsten, die Grenze zu er¬

höhen.
Der Zweck der Dreimonatsfrist, den fortgesetzten Wechsel

zwischen Versicherungsfreiheit und Versicherungspflieht zu

unterbinden, ist illusorisch gemacht. Es ergibt sich somit für

die Versicherten nur noch der eine Vorteil, daß sie nicht mehr

wie früher mit dem Tage des Ueberschreitens der Verdienst¬

grenze aus der Versicherungspflieht ausscheiden, sondern noch

drei Monate nach Ueberschreiten der Verdienstgrenze in dem

Genuß der Krankenversicherung bleiben* Dies allein war aber

nicht in der Absicht des Gesetzgebers Beleges*

Die Versicherung während der Dreimonatsfrist hat neben Jie-

seil, vom Gesetzgeber nicht gewollten Vorteil Erscheinungen

gebracht, die man sehr wohl als Nachteile der Dreimonatsfrist

ansprechen kann. Ueberall da, wo die Beiträge nach dem wirk¬

lichen Arbeitsverdienst auf Orund des Artikels III der Verord¬

nung des Reichsarbeitsmintsteriuins vom 27. September 1923

berechnet wer•~.~i _. pi
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rechtfertigt erscheint. Es haben sich

der. Angestellten während der

zu leisten, die nicht gc-

in der Praxis Fälle er¬

geben, wo die Angestellten während der Dreirnonatsirist Ge¬

hälter b's rer doppelten Höhe der Verdienstgrenze erreichten

und davon die satzungsmäßigen Beiträge zu zahlen hatten. Es

ergaben sich so und unter Hinzurechnung der Beiträge zur Er¬

werbslosenfürsorge Beträge, die in den Kreisen der davon be¬

troffenen Angestellten als nicht tragbar bezeichnet werden.

Diesen Zustand haben einige Ersatzkassen ganz richtig erkannt

und gerade bei diesen Angestellten den besten Boden zur Wer¬

bung gefunden. Man darf dabei keineswegs übersehen, daß auch

die Angestellten in großer Zahl noch weit davon entfernt sind,

dem Wesen der Sozialversicherung besonders nahe gekommen

und des Grundsatzes eingedenk zu sein: „Einer für alle und

alle für einen**, zumal zu einem Zeitpunkt, wo ihnen durch die

Versicherung bei einer Ersatzkasse die Möglichkeit tatsächlich

gegeben ist, sich mit um ein Vielfaches niedrigeren Beitragssätzen

nicht nur während der Dreirnonatsirist, sondern auch darüber

hinaus zu versichern. Es ist festgestellt, daß als Folge der hohen

Beiträge während der Dreimonatsfrist bestimmte Ersatzkassen

die Angestellten ganzer Betriebe fast restlos mit einem Schlage

für sich gewinnen konnten. Man kann diesen Tatsachen gegen¬

über die Augen nicht verschließen, sondern es ist vielmehr not-

zu beseitigen.

Solche Kassen, die die Beiträge nicht nach dem wirkliche!

'Arbeitsverdienst, sondern nach Lohnklassen erheben und den

Grundlohn nur bis zur Höhe von 6 Mk. festgesetzt haben, was

wohl meistens der Fall sein dürite, haben mit der Gefahr der

Abwanderung in die Ersatzkassen aus den angeführten Grinden

nicht zu rechnen.

Eine Notwendigkeit zur Versicherung der Betriebsbeamten

usw. während der Dreimonatsfrist nach Ueberschreiten der Ver¬

dienstgrenze ist. da ein ständiger Wechsel zwischen Versiche¬

rungspilicht und -ireiheit infolge der Stabilität nicht zu be¬

fürchten ist, nicht mehr vorhanden, deshalb sollte die Reichs¬

regierung baldigst den § 4 des Gesetzes vom 27. März 1923

außer Kraft setzen. Die Kassenvorstände sollten aber bis zur

Beseitigung des § 4 die Versicherung der Angestellten während

der Dreimonatsfrist nur naok dem Betrage der Verdienstgieuze,

also mit monatlich 200 Mk., durchfahren. Die Berechtigung hier¬

zu kann aus dem Artikel III der Verordnung des RAM. vorn

27. September 1923 hergeleitet werden. Nach dieser Verord¬

nung bt dem Kassenvorstand das Recht eingeräumt, die Be¬

stimmung des wirklichen Arbeitsverdienstes als Grundlohn auf

einzelne Gruppen von Versicherten zu beschränken. Wenn auch

die Beschränkung aui die Verdtenstgrenzc nicht ausdrücklich in

der Verordnung vorgesehen ist. so kann doch diese Einschrän¬

kung aus dem Wortlaut der Verordnung hergeleitet werde», da

die Bestimmung dos wirklichen Arbeitsverdienstes ais Orund¬

lohn „auf einzelne Gruppen'4 beschränkt werden kann«

Diese Gruppen sind aber in der Verordnung selbst nicht genannt

Wenn in der Verordnung gesagt ist, daß der Vorstand die Be¬

stimmung insbesondere auf solche Versicherte beschränken

kann, deren Arbeitgeber regelmäßig eine bestimmte Mindest¬

zahl von Versicherten beschäftigen, so ist dies nur als Beispiel

oder besonders hervorzuhebender Fall zu betrachten nnd

schließt das Recht des Kassenvorstandes nicht aus, auch aut

andere Gruppen diese Bestimmung zu beschränken. Der Be¬

schluß des Kassenvorstandes bedarf nicht der Genehmigung cos

Ober versiehe rnngsamtes.

Wenn auch die Notwendigkeit der Zwangsversichernng der¬

jenigen Angestellten« die die Verdienstgrenze von nur

2400 Mk. jährlich nicht bedeutend übersehreiten, gegeben ist«

der aber nur mit einer Erhöhung oder Beseitigung der Ver¬

dienstgrenze begegnet werden kann, so muß doch nach allem

restgehalten werden, daß die Dreirnonatsirist ais Kind Je; In¬

flation in Zeiten der Stabilität ihren ursächlichen Zweck nicht

mehr erfüllt Deshalb sollte durch eine baldige Beseitigung der

Dreirnonatsirist der „Statu* quo einte" wiederhergestellt werden,

O. Jacob« Allgem, OKK. Mannheim
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Verwaltung.
Die neuere Rechtsprechung des RcichsvertMicrungsaintoe

zu & 165 RVO. Der wicht | 168 der Rcfcbsversicbenmgs-

ordnun: b Ä welche Bei Tttppes gegen Krankheit ver¬

silbert sind und wek Voraassetzuagei ler Gesetzgeber für

das Z tandekommeu eines ver erun« .Pflichtigen Beschäf-

tigungs-. es verlangt Bc Prägen haben in der

Hingsten Zeit das Reichs mit in einer Reihe von

Etnze _;¦:'. i beschäftigt nad sum Teil zu neuen grundsätzlichen

Entscheid« i geführt die im lolgenden wegen ihrer weit-

tragenden Bedeutung kurz erörtert werden sollen.

I,i i Entscheidung vom».Sep1 . ter 1922 <1I K. 78. 21. B.)

hat das Reichsversfcl it ansgesproeben« dal» Inkasso«

agenten der •»Viktoria1*« Allgemeine Vmicherungsaktiengesell-

achafl zu Berlin« selb Gewerbetreibende sind und daher

nicht d:r Kranken versicherungafflicht unterliegen. Die ge-

aannten Personen waren bis Ende Oktober 1920 aul Grund eines

Attstctlungsvertragei bei der Viktoria als Einnehmer gegen

Kündigung beschäftigt und der Zentralinkassostelle Berlin unter¬

stellt. Ihre Aufgabe bestand darin. daB sie die Beiträge zu

kassieren und täglich abzurechnen hatten, ferner war ihnen die

Werbung neuer Kun len zur Pflicht gemacht Dafür waren ihnen

gewisse nach der Art der Versicherung verschieden hoch be-

mciuno Provisionssatze zugesichert, wobei ein bestimmtes

Arbeitseinkommen gewährleistet war. Sie waren zur gewissen¬

haften und pünktlichen Erledigung der ihnen erteilten Aurträge

verpflichtet hatten genaue Dienstzeiten einzuhalten und wahrend

'des Dienstes Uniform zu tragen; die Uebertragung ihrer Aal*

gaben an andere sowie jedwede Nebenbeschäftigung war ihnen

untersagt Inabesondere durften hie bei Vertragsstrafe und An¬

drohung sofortiger Entlassung nicht für andere Versicherungs¬

gesellschaften tälig sein. Dieses Vertragsverhaitnis dauerte bis

31. Oktober 1930; bis dahin waren dic Inkassospesen auch bei

der Allgemeinen Ortskrankenkassc in Berlin versichert Dann

aber wurde von der Viktoria zum 1. November 1920 ein neuer

Vertrag geschlossen, nach welchem die Versicbenragsgesett-

schaft die Agenten abmelden zu können glaubte. Nach dem

neuen Vertrag: übernahmen die genannten Personen die Er¬

hebung der Versicherungsbeiträge und die daraus sich erge¬

benden Nebenarbeiten sow ie die Zuführung neuer Versiche¬

rungen. Die InkatSOagenteu beziehen nur aoeh Provision iür ihre

Einnahme- und Werbetätigkeit rech_.cn außer an bestimmten

Abrechnungstagen nur ab au: Verlangen der Direktion« oder

wenn der Kassenbestand, den sic gesondert zu verwahren haben.

eine bestimmte Höhe erreicht, irgendwelche Verpflichtung zur

Einhaltung bestimmter Arbeitszeiten oder persönlicher Ausifih-

Tui\z des Inkassos sowie zum Tragen von Dienstkleidung ist

ihnen nicht mehr auferlegt; die Werbetätigkeit können *ie in

beliebigem Umfang auch für die Konkurrenz ausüben, ausge¬

nommen in denjenigen Versicherangsxweigen, die die Viktoria

führt. Das Vertrag*vcrhaltn.s unterliegt einer einmonatigen

Kündigung.
Das Reiehsversicherungsamt hat die Inkassoagenten unter

Zugrundelegung des neuen Vertrags als selbständige Gewerbe¬

treibende angesehen. Das Amt verkennt nicht, daß sie auch

heute noch Ihrer ganzen wirtschaftlichen Stellung nach dem

Kreise dcr Lohnarbeiter nahestehen, weil sie kein eigenes Be¬

triebskapital besitzen und zur Bestreitung ihres Lebensunter¬

halts wesentlich aal die Einnahmen von der Gesellschaft ange¬

wiesen sind. Andererseits — und hierauf hat der Senat das ent¬

sch. ide Gewicht gelegt — fehlt das iiir die Annahme eines

unselbständigen Lohnarbeitsvcrhältnisses erforderliche Merkmal

der persönlichen Abhängigkeif vom Arbeitgeber; sie sind nicht

gezwungen, ein bestimmtes ArK\spens;im zu erledigen; sie ver¬

fugen frei über ihre Arbeitszeit urd unterliegen hinsichtlich des

Umfanges ihrer Tätigkeil keinerlei Kontrolle«

In einem anderen Falle drehte sich der Streit darum, ob

eine Stenotypistin In einem Handelsgeschäfte« die kaufmännische

Ausbildung genossen hat auch dann a!c; Handelsgehilfin im Sinuc

des S 165 Abs. 1 Nr. 3 RVO. anzusehen Ist wenn sie die in

Kurzschrift aufgenommenen Di te U :h wortgetreu, ohne

Vornahme von Aenderungen zu Übertragen hat Das Reichsver-
* cl (rungsamt belabte diese Präge in der grundsätzlichen Ent¬

scheidung vom 31. Oktober 1922 (IIa K 133. 22.) nn Gegensätze

zu der Ansicht verscl .'.euer Gerichte — insbesondere ver¬

schiedener Gewerbe- und Kaufoianusgerichte. Die Begründung

der Eni t lung gi| Eclt in der Erv ägung, dal die Tätigkeit einer

Stern tin immerhin gewisse Geisteskräfte und Kenntnis der

kaufm ' sehen Verhäl ie i traussetze, auch wenn das

Di! te und la Kurzschrift Aufgenommene wortgetreu wieder¬

gegeben v erde. Auch würde die in kaufmännischen Betrieben

beschäiti ten Stenotypistinnen vielfach nicht ausschließlich mit

dem Schreiben nach Diktat sondern auch mit anderen Arbeiten

im Koni t beschäftigt so daü es jedenfalls unzweckmäßig wäre.

ihnen die Eigenschaft einer Handelsgewinn abzuerkennen, wem

n EiDzeli aus einer Abteilung mit kaufmännischen Arbeiten

I lere Abteilung versetzt und h".ei ausschlief!!

Anfi [ schriftlicher Arbeiten nach Diktat beschäftigt werde.

Hat Streik der Arbeiter im allgemeinen die Beendigung des

die Krankenvei (Pflicht begründenden Beschäftigunga-

verhältuisses zur Folge? Diese Frage zu | 165 Abs. 2 RVO« hat

das Reichsversicherangsamt in der grundsätzlichen Entscheidung

vom 29. September 1922 (I! K 24. 22 S) bejahend beantwortet.

Durch den Streik, so führt das Reiehsversicherungsamt aus, ent¬

zieht sich der Arbeitnehmer seinerseits der Verfügungsgewalt«

die damit ihr Ende erreicht Da das Beschäftigungsverhältnis

als solches Verfügungsmacht des Arbeitgebers über den Arbeit¬

nehmer voraussetzt erlischt mit ihrem Wegfall auch das Be-

schäftigungsverhältnis und damit dic PflichtVersicherung« Das

Reiehsversicherungsamt erachtet es vcrsicherungsreehtlich auch

für bedeutungslos, daß der Arbeitgeber erst mehrere Wochen

nach Ausbruch des Streiks die Streikenden gekündigt hat; maß¬

gebend für das Aufhören der Pflichtversicherung bleibt vielmehr

der Tag des Eintritts in den Streik.

Zar Auslegung des Begriffs ..rege-mäßiger Jahresarbeits«

verdienst44 im Sinne des § 165 Abs. 2 a. a. G. liegt eine grund¬

sätzliche Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

15. Dezember 1923 vor, dessen Kernpunkt die Feststellung bildet,

da!! nachträgliche Gehaltserhöhungen auch in Zeiten der

Geldentwertung die Krankenversicherungspflicht nicht aufheben.

Der Streitfall lag so, daß ein Angestellter an 11. Dezember 1923

die Versicherungsgrenze mit seinem bisherigen Gehalt' nicht

überstieg, daß er aber mit der nachträglich bewilligten Gehalts¬

zulage die Versicherungsgrenze wesentlich überschritt. Das

Reiehsversicherungsamt hat entschieden, daß von dem alten,

bereits in der Entscheidung 2043 („Amtl. Nachr." 1915 S. 575)

zum Ausdruck gekommenen Grundsätze, dal spätere Lohnrcge-

lungen nicht abzuwarten« sondern stets die gegenwärtigen

Lohnverhältnissc ausschlaggebend seien, auch in Zeiten der

Geldentwertung nicht abzuweichen sei. Jede andere Regelung

würde die Stetigkeit in der Durchführung der Sozialversicherung

unterbinden. Derselbe Standpunkt wurde auch vom Reichs¬

arbeitsminis ter eingenommen«
Bemerkenswert ist weiter die grundsätzliche Entscheidung

vom 26. Januar 1924 (II K. 113. 23 B.). daß ein versicherungs¬

pflichtiges Lohnarbeitsverhältnis fortbestehen kann, wenn

während einer nicht zu langen Unterbrechung der Arbeits¬

leistung, in der das Bescbäftigungsverhältnis fortdauert, kein

Entgelt gezahlt wird. In dem zur Entscheidung stehenden

Falle war das Lohnarbeitsverhältnis um 4 bis 5 Wochen unter-

brochea worden. Die Arbeitgeberin —eine Damenschnekleria —

pflegte alljährlich im Sommer in der stillen Geschäftszeit das

Geschäft 4 bis 5 Wochen zu schließen und sich in dieser Zeit

auswärts zu erholen. Den Arbeiterinnen und Lehrlingen wurde

beim Geschäftsschlosse gesagt, sie sollten sich nach etwa vier

Wochen wieder einfinden und nachfragen, ob die Arbeitgebern!

zurückgekehrt sei und sie die Arbeit nieder aufnehmen konnten«

Eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses wurde nicht ausge¬

sprochen, auch wurde den Arbeiterinnen die Arbeitspapiere nicht

ausgehändigt. Lohn erhielten sie für die Zeit der Arbeitsruho

nicht, mit Ausnahme der Zeit, des ihnen tarifmäßig zustehenden

Urlaubs. Das Reiehsversicherungsamt hat diese Unterbrechung

der Arbeitsleistung ais Fortdauer des Beschäftigung*/er*

bältnisses angesehen. Beschäftigung im Sinne des § I6."i RVO.

sei nicht gleichbedeutend mit wirklicher Arbeitsleistung, sondern

setze nur das Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses vor¬

aus, vermöge dessen dem Arbeitgeber die VerfügungSgen alt über

die Arbeitskraft des Arbeitnehmers zusteht. Ein durch Antritt

der Arbeit wirksam gewordenes BeschiftigangsVerhältnis daoero

auch in Zeiten fort, in denen tatsächlich keine Beschäftigen!

stattfindet, sofern mir nach dem Willen der Parteien die Be-

schäftfgung nach dem Wegfall des Unterbredrangsgrnndes fort¬

gesetzt werden sol!e und der Arbeitnehmer auch in der Zwischen,

zeit der Vcrfüguttgsmachf des Arbeitgebers unterstehe.

Was die Frage anlangt ob die Einstellung der Lo_!r;7a!iiuns

Während des Stilliegen des Geschäfts der Fortdauer des Be-

Scbäfttgtmgsvcrbälfaisses entgegenstehe, so hat sich das Reiehs¬

versicherungsamt hierzu verneinend geäußert Nur drirfe die

unbezahlte Ruhezeit nicht zu lang sein, was von einem Zeit¬

raum von 4 bis 5 Wochen nicht behauptet werden könne. W,

Aus dein Pelchskiiappschaltsverein. Am 25. und 26. Ok¬

tober tagte in Heidelberg wiederum der Vorstand des Re>hs-

knappschafisvereias und seine Ausschüsse« Aus Jen umfang«

reichen Verhandlungen sind folgende Punkte vo:i a'Igcnijineni

Interesse:

Bei der Besprechung der Frage der Verteilung der gemein¬

sam aufzubringenden reuerungsznlagc wurde von den Werks-

besitzern das Bedenken gcänlert nur die Hauptversamm:nsg

habe das Recht, einen solchen Beschtuä ZU fassen. Die Ver«

! .horte::Vertreter waren entgegengesetzter Meinung: ihrer An¬

sicht aach habe ;:; Ermangelung c__#s Beschlusses in der Orün-

denrersammlung der V erstand das Rech:, dic Teuerungszulage

ganz oder teilweise anf die Allgemeinheit umzulegen. Da die

Hauptversammlung am 17. Dezember in Leipzig abgehalten

wird, sei: dort die Angelegenheit besprochen werden.

Pur Jie Berechi i g der Teuerungszulagen de: Ptnsions-
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kasse, Angcstelltenabteibng. sollte von einem Ausschult« dem

die Knappschaftsdirektoren von Bochum, Halle, Freiberg, Giei-

witz sowie Kollege Werner angehörten, ein Vorschlag ausge¬

arbeitet werden. Der Vorschlag hat folgenden Wortlaut:

Bei der Berechnung der Invalidenpension und Teuer« ev-

lage (§§ 28 und 31 RKG.) Iu der Angestelltcnabteilung der Pen¬

sionskasse des Reichsknappschaftvereins soll bei aüen Ai ge¬

stellten, gleichgültig, ob sie bis zum 1« Januar 1924 in einer

Ersatzkasse versichert waren, nur der Angestelltenversicherung
angehörten, bei einer Zuschußkasse und der Angestelltenver¬

sicherung und in der Arbeiterabteilung einer Knappschattspeu-
sionskasse versichert waren, für die Dienstzeiten vor dem

L Januar 1924 nach nachstehenden Grundsätzen verfahren

werden:
Die Leistungen der Angestelltenversicherung werden nach

'dem AngestelltenVersicherungsgesetz errechnet,
die Leistungen der Pensionskassc nach §§ 28 und 31 des

RKG.
Bei Dienstjahren über 25 Jahren sind zunächst die Auge-

stelltendienstjahre zu rechnen und für den Rest die Arbeiter«

dlenstjahre.
Den Angestellten werden in der Pensionskasse alle Dienst-

Jahre, die sie als Angestelite im Sinne des Angestelltenversiche¬

rungsgesetzes in knappschaftlichen Betrieben tätig waren, nach

den Sätzen der Angestelltenabteilung der Pensiouskasse berech¬

net. Soweit sie während solcher Dienstjahre in einer Arbeiter-

Abteilung einer Knappschaftspensionskasse versichert waren,

werden diese Dienstjahre nur einmal, und zwar in der Aa-

gestelltenabteilung berücksichtigt.

Die Leistungen der Pensiouskasse werden gekürzt um den

Orundbetrag und den Kinderzuschuß der Angestelltenversiche¬

rung (§§ 56 und 58 des Arigestelltenversicherungsgesetzes).
Für die Zeit vor dem 1, Januar 1924 wird dielenige Klasse

«der Angestelltenabteilung der Pensionskassc zugrunde gelegt, die

dem Hauptberuf des Versicherten entspricht.

Dieser Beschluß wurde mit der Maßgabe angenommen, daß

Üie Verhältnisse in Oberschlesien einer besonderen Regelung

bedürfen. Die Vorbereitung dieser Angelegenheit wurde cinsm

iAusschuß fibertragen, bestehend aus zwei noch zu benennenden

oberschlesischen Arbeitgebern, dem Vorstandsältesten Lach¬

mann aus Oberschicsien und Kollegen Werner. Es ist von

letzterem bereits mit dem oberschlesischen Knappschaftsverein

und dem dortigen Arbeitgeberverband die Verbindung aufge¬

nommen worden, um diese Angelegenheit in der zweiten Novanv

berwoche zu besprechen.
Als Mitglied für den Ausschuß für Grubenrettungswesen

von den Versichertenvertretern der Vorstandsälteste Meyer an*

Königssteele benannt worden.

Eine Entscheidung über die Knappschaftspflicht verschied*

ner Hauptverwaltungen ist einheitlich noch nicht getroffen

worden« da sich die Gutachten der Sachverstandigen nicht

deckten. Beide Seiten im Vorstand haben sich hinter ihre Out¬

achter gestellt, so daß ein Beschluß nicht zustande kam und

der Reichsarbeitsminister die endgültige Entscheidung zu tref¬

fen hat.
Ferner wurde vom Vorstand der Wunsch ausgesprochen,

Üie Beiträge zur knappschaftlichen Versicherung erst vom

ersten desjenigen Monats ab zu erheben, in dem die Knapp¬

schaftsdienstpflicht eines Betriebes vom Reichsarbeitsminister

erklärt wird. Im Anschluß hieran wurde von den Versicherten¬

vertretern gewünscht, bei nachträglicher Aufnahme von Einzel¬

mitgliedern und bei Nachuntersuchungen erst vom Tage der

Feststellung der Aufnahmefähigkeit ab Beiträge zur Pensious¬

kasse zu erheben. Hiergegen wurden grundsätzliche Bedenken

geltend gemacht. Den Knappschaftsvereinen soll jedoch emp¬

fohlen werden, zur Vermeidung von Härten größtmöglichst!

Rücksichtnahme zu üben.

Vom Mitglied Werner wurde mitgeteilt, daß In Waidenburg

ein Tarifvertrag zwischen der Knappschaftsverwaltung und den

Knappschaftsangestellten nicht zusiande gekommen sei. Ein

ergangener Schiedsspruch ist von den Arbeitgebern abgelehnt

worden. In der Diskussion wurde ausgesprochen, daß zur Zu¬

stimmung zu diesem Vertrage nur der Vorstand des RKV., nicht

aber der Bezirksvorstand zuständig sei. Ein Beschluß wurde

nicht gefaßt, da erst die Angelegenheit auf dem Qeschäftswege

afi den Vorstand gelangen müßte. G.W.

Das Schließen einer Krankenkasse an einem nicht gesetz¬

lichen Feiertag ist unzulässig. So hat das Reiehsversicherungs¬

amt an 3. März 1923 entschieden. Der Tatbestand, der der Ent¬

scheidung zugrunde lag; ist kurz folgender: Der Vorstand der

Allgemeinen Ortskrankenkasse N. hatte iu e ner Sitzung be¬

schlossen, die Geschäftsräume der Kasse am l. Mai geschlossen

zu halten. Der Beschluß wurde in den Tageszeittragen bekannt¬

gegeben. Auf Artrag der im Kassenvorstand vertretenen Arbeit¬

geber erließ das Versicherungsamt au die Kasse eine "Verfügung
und machte dein Kassenvorstand darin das Offenhalten der

Kassenräume an dem ftäglichen Tage (1. Mai) zur Pflicht Jedes

einzelne Vorstandsmitglied wurde mit einer Geldstrafe von

300 Ooldrnark für den PsII der Zuwiderhandlung bedroht. Diese

Verfügung wurde der Kasse am 2b. April zugestellt. Es wurde

darin zur Begründung ausgeführt, daß die Schließung unter¬

bleiben müsse, um rieht eil ien Ki itgliedern Nachteile

zu bringen, webten A Uten könne zwar auf Wunsch

Urlaub erteilt werden. es dürfe jedoch nur in einem solchen

Umfange geschehen« daß der ordnungsmäßige Gescl betrieb

nicht darunter leide. (Ebenso wie die erlassenen Bestim¬

mungen der Posi- und Reichsbahubehörden lauten.) Da es

dem Kassenvorsitzenden wegen der Kürze der Zeit unmöglich

war. eine Vorstandssitzung einzuberufen und evtl. den gefaßten

Beschluß der SditieBung umzustoBen, blieben die Geschäfts¬

räume der Kasse am 1. Mal geschlossen. Gemäß | 31 Abs. III

der RVO. setzte das Versicherungsamt nunmehr gegen den

Kassen Vorsitzenden eine Strafe von 3^) Ooldrnark fest. Die

vom Vorsitzenden rechtzeitig beim Versicherungs* und Reichs«
versicherungsamt eingelegten Beschwerden wurden verworfen.

Aus den Gründen ist folgendes erwähnenswert: Der 1. Mai

sei im Deutschen Reiche kein allgemeiner gesetzlicher Feiertag,

Er sei es nur einmal gewesen« und zwar im Jahre 1919. In len

Folgejahren sei die im Jahre 1919 vorgesehene gesetzliche

Regelung unterblieben. Der 1. Mai sei demnach kein Feiertag.

Die vom Kassenvorstand gewählte Bezeichnung ..nicht «resetz-

licher Feiertag11 sei niciit einmal gerechtfertigt. Der I, Mai sei

als gewöhnlicher Werktag anzusehen. Durch das Schließen der

Kasse an einem Werktag würden die Interessen der Mitglieder

geschädigt. Einen wesentlichen Bestandteil des im § 30 RVO.

der Aufsichtsbehörde eingeräumten Aufsichtsrechtes bilde die

Wahrnehmung der Reste der Versicherten, hierzu gehöre auch

die Aufsicht über die Einhaltung eines geregelten Geschäfts¬

verkehrs. (Vergleiche Entscheidung des preuBischen Oberver-

waltungsgerichts 17./!. 1895: ,.Arb.-Vcrsorgung4' 1S95. Seite 121.)

Das Einschreiten des Versicherungsamtes bezwecke nur die

AufrechterhaHnng eines geordneten Geschäftsverkehrs und Be¬

triebes im Interesse der Mitglieder und sei vollkommen zu

Recht erfolgt. Die Anasage des Kassenvorsitzenden, es sei

Ihm wegen der Kürze der Zeit nicht möglich gewesen« eine neue

Vorstandssitzung einzuberufen und den gefaßten Beschluß über

die Schließung de3 Kassenlokals eventuell zu widerrufen, könne

nicht als Stichhaitis; zur Rechtfertigung anerkannt werden. Nach

seinen eigenen Angaben hätte er bereits am 21. April vom

Antrag des Angesteütenausschnsscs, die Kasse am 1. Mai ge¬

schlossen zu halten. Kenntnis gehabt. Es sei deshalb seine

Schuld, wenn er die Vorstandssitzung erst für den 27. April

anberaume. Bei einigem guten Willen sei auch die Einberufung

einer zweiten Vorstandssitzung, in welcher der Beschluß der

ersten Sitzung hätte umgestoßen werden können, möglich ge¬

wesen. Nachdem die Kasse dic Anordnung der Aufsichtsbehörde

— des Versicherungsamtes — nicht befolgt habe, und die Ge¬

schäftsräume geschlossen gehalten habe, sei die Festsetzung der

Strafe zu Recht erfolgt. Kleeis-Weimar,

Aus dem Geschäftsbericht de; Beruisgenossenschait für den

Einzelhandel Die seit 11 Jahren bestehende Berufsgenossen¬
schaft hatte nach ihrem Geschäftsberichte im Rechnungsjahre
1923 zunächst mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen, hatte

sich aber Ende des Berichtsjahres mit der Einführung der Ren«

tenmark als wertbeständiges Zahlungsmittel wieder zu normaler

Leistungsfähigkeit erholt. Sie glaubt daher, daß eine Aenderung

fhrer C/ganisation, wie sie nach der unter dem 30 Oktober 1923

erlassenen Verordnung über Versicherungsträger in der Unfall¬

versicherung möglich wäre (Auflösung. Vereinigung mit anderen

Berufsgenossenschaften oder Ernennung von Landes versiehe-

rungsanstalten zu Trägern der Unfallversicherung) nicht not¬

wendig und auch nicht erwünscht sei.

Im Betriebsvcrzeichnis waren am 31. Dezember 1923 insge¬

samt 74 146 Betriebe eingetragen« gegen 76067 im Vorjahre. Die

Betriebe verteilen sieh folgendermaßen: Einfädle Einzelhandels-

betriebe 61256, Warenhäuser 22r>. Konsumvereine 10079,

Städtische Verkaufsstelleu 39, Gast- und Schankwirtschaften

2 574. In den versicherten Betrieben wurden 332 919 Personen

beschäftigt (gegen 390778 im Jahre 1922.) An der freiwilligen

Versicherung beteiligten sich 657 Unternehmer mit 350 Ehegatten«.

Die Benfsgenossenschaft hatte am 31. Dezember 1923 ein

Vermögen von 90 155.— Goldmark.

Es kamen 419 Unfälle zur erstmaligen Entschädigung, wo¬

runter sich 24 Todesfälle befinden. Gegen das Vorjahr haben die

Unfälle etwas abgenommen. Unfallentschädigungen Oberhaupt

waren in 2 307 Unfallsachen zu zahlen. Nach der Zahl stehen die

Unfälle an erster Steile, die als Unfälle des alttäglichen Lebens

unabwendbar erscheinen. Oeht man aber der Ur^?':\\e nach, so

finden sich immer mancherlei Mängel, die Jene Unfälle mit her¬

vorgerufen haben, wie ausgetretene Treppen und Fußböden,

schadhafter Linoleumbelag, nicht gei nde Beleuchtung, gefahr¬

drohende Vertiefungen, nicht mdes Freihalten der Ver¬

kehrswege und bei gebohnerten und frisch geölten FnBböden

fehlende Warnungstafeln: Vorsicht, frisch geölt, ßeson h rs wei

der Bericht darauf hin, daß beim R< :en von Glasdächern fiel-



96 Volkstumliche Zeitschrift fiir die gesamte Sozialversicherung Nr. 21 — 1924

fawh d e beauftragten Personen durchgebrochen sind urd sich aus¬

nahmslos clv ere x. [en r.ise;' i haben. Die Bernfs-

gen<
' fordert, dali in jedem Betliebe, auch dem klein¬

sten, em Verbandskasten zu finden sein muß. um sofort jede

Wunde durc '••ien Schnellverband schließen zu können. Die

Beruh fcitschaft hat die l:rialir_nrsr gemacht, daß in ihrer?i Be¬

reiche ^i.r viele VerIet gen d : R B- I Stichwunden ent¬

stehen, von den Betreffenden viel zu gering beachtet wurden

und d-reh Verschmutzung in den Fällen bösartige Er¬

krank unten hervorrufen.

Unfaliverbütungspronaganda durch das BUd. Die beim Ver¬

bände der Deutschen Berufsgei ischafteu eingerichtete Zen¬

tralstelle ffir Un/allvei t bat u« a. auch eine umfassende

BiIdprop tt ,! d a nn\ Ihrem Programm. Zu diesem Zweck

ist bereits vor e gen Monaten eine besondere Unfall vor-

hltungsbild G. m. b. 11. ins Leben gerufen worden, Sie

hat vi_c Aufgabe« fortlaufend gute Unfallbilder, von Küustler-

haad geschaffen, berste eu zu lassei und planmäßig zu ver¬

breiten. Die ersten dieser Bilder s:r:d inzwischen erschienen

un.l 1:'. Cj zeu (oder sollen in den nächste*) TatfCU hinaus¬

gehen). Hei dem einen handelt es sich um ein allgemeines

Bildplakat« das auf die noch immer allzu crolic Zahl der Un¬

fälle h;n\\eist und jeden im Betriebe Stehenden mahnt, zur

Verhütung und Verringerung des Unfalls das Sem.ge beizu¬

tragen. Pas zweite Bildplakat mahnt insbesondere zum Schutze

der Augen. Die Verbreitung soll mit Hilfe der Berufs-

genossenschaftea geschehen, die die Bilder und Plakate tun¬

lichst in jeden einzelnen Betrieb bringen können und Stilen.

Sache des Arbeitgebers und auch der A r b t i t e r v e r -

tretnngen würde es dann natürlich sein, für die regel¬

mäßige und möglichst augenfällige Plakatierung der Bilder zu

sorgen, immer in dem Bewußtsein, dali damit das Interesse

alier im Betriebe Tätigen und an dem Betrieb Beteiligten

gefördert wird: der Arbeiter und Angestellten, der Unternehmer

und der Berufsgenossenschaft als Versicherungsträgerin. Inten¬

sivere und systematische Bekämpfung der noch immer allzu

häufigen Unfälle ist eine der wichtigsten Aufgaben unserer

Oesamtwirtschaft Darum ist der neuen Organisation die all¬

gemeine Unterstützung dringend zu wünschen, die allein einen

Wirklichen Erfolg verbürgt.

Gesetzliche Arbeitslosenversicherung in Polen. Am 1. Sep¬

tember 1924 trat in Polen ein Gesetz über dic Versicherung der

Arbeitslosen in Wirksamkeit. Der Versicherung unterliegen

Arbeiter und Arbeiterinnen im Alter über 18 Jahre, welche in

Industrie-, Handels-, Transport-, Hütten- und Bergwerksunter-

rehmungen sowie in sonstigen, wenn auch nicht auf Gewinn be¬

rechneten Betrieben eingestellt sind, sofern solche Unterneh¬

mungen mindestens sechs Arbeiter beschäftigen. Geistige Ar-

heiter sowie Saisonarbeiter, dic weniger als zehn Monate im

Jahre arbeiten, sind ausgenommen.

Die Versicherungsbeiträge belaufen sich auf 2 Proz. der aus¬

bezahlten D_enstbezüy;e und werden auf Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer in der Weise aufgeteilt, daß ein Viertel des Beitrages,

das ist Vi Proz. von dem jeweiligen Dicnstbezuge, vom Lohne

in Abzug zu bringen ist und drei Viertel des Betrages, das ist

l\k Proz., der Arbeitgeber aus Eigenem zu tragen hat.

Die Voraussetzungen einer Arbeitslosenunterstützung sind:

1. eine im letzten Jahre vor dem Eintreten der Arbeits¬

losigkeit mindestens zwanzig Wochen dauernde An¬

stellung;
2. Anmeldung beim Arbeitsvermittlungsamte binnen vier

Wochen vom Tage der eingetretenen Arbeitslosigkeit:

3. Ablauf von zehn Tagen seit der sub 2 erfolgten Anmeldung.

Die Unterstützung beträgt für einen alleinstehenden Arbeits¬

losen 30 Proz* für einen Arbeitslosen, der fiir eine Familie von

zwei Personen zu sorgen hat, 35 Proz., bis zu fünf Personen

40 Proz. und über fünf Personen 50 Proz. des Verdienstes. (IGB.)

Gewerkschaftliches«

Ein neuer Anschlag des preußischen Wohlfahrtsministers

auf das Tariirecht. Der preußische Minister fiir Volkswohlfahrt

und seine zebeimrätliehen Qehilfen haben es sieh offensichtlich

geschworen, die Krankenkassen und ihre Angestellten nicht zur

Kuhc kommen zu lassen.

Wir erinnern an den 1 ^jährigen Kampf gegen die Sperr-
verffigung Stegerwalds vom 13. Januar 1921 der schließlich

iltirch ReichstagsbeSchluB von 7. April 1022 für die der Dienst¬

ordnung unterstehenden Kassenangestellten zu unseren Gunsten

entschieden wurde. Wir crmnern weite! an unseren jahrelangen

Kampf um die Anerkennung des Tarif- und Betriebsräterechts

und an die willkürliche Auslegung der Person.jUiI)bauverordnung.

in der der preußische Wohlfahrtsminister einzig dastand.

Die Gruppierung der Kassenangestellten ist ihm schon lange

ein Dorn im Auge. Obwohl dei Knüpf um die Sperrveriügung
Wie oben ajs^eiuhrt erledigt v*ar. hat es die GehcimratscliQue

doch vermocht, einen Krankenkassenangestellten
betreffenden Gruppierungsstrcitfall vor das Reichsschiedsgericht

zu brin.gen. Zu ihrem Leidwesen hat das Reichsschiedsgericht

Ml (). Februar 1924 ebenfalls entschieden, daß das Sperrgesetz
auf die dienstordnnngsmäßig angestellten Krankenfcassenange^

stellten nicht Anwendimg iindet („V. Z/' Nr 7/1924 S. 25.)

Trotz dieser zweimaligen Niederlage holt jetzt der Wohl¬

fahrtsminister zu einem neuen Anschlage in derselben Richtung

aus. Das Reichsschiedsgericht hat sich nämlich am 25. Juni d. J.

auch mit Gruppierungsstreitfällen von Krankenkassenbeamten

beschäftigt und diese durchweg zurückgruppiert. Nr. 19/1924«

S. is2). Diese Entscheidung nimmt das Ministerium zur Grund¬

lage, um seine aiten Pläne zu verwirklicen. Unter dem 18. Ok¬

tober hat es zu diesem Zweck folgenden Erlaß an die Ober¬

versicherungsärnter herausgegeben:

„Der P.rcuCic.che Minister für Volkswohlfahrt.

— III. V. 2256. II. — Berlin, den 18. Oktober 1924.

De trifft: Besoldung der Krankenkassenbeamten und

-angestellten.

Das Rc.vhsschiedsgcrkht hat in einer Entscheidung über Einsprüche des

Herrn Rcic_i>justiz:ni__isters gegen Besoidungsrcgcli'r^cn für Krankenkassen-

beamte hinsichtlich der Besoldung der Geschäftsführer folgendes ausgeführt:

,,Bci der BewcrtMng des Amtes des Geschäftsführers einer Kasse ist aus¬

zischen vun der Zahl der Kassenrnitglieder. Wie bei Studien und sonstigen

Gemeinden die Einwohnerzahl, so spiegelt bei Kassen die Mitglicderzahl dio

Schwierigkeit und die Bedeutung der Steilen nach vielen Richtungen getreu¬

lich wieder. Dabei ist aber nicht stets die nackte .Mitgliederzahl erheblich;

es muB vielmehr bei Kassen, die auch den Familienmitgliedern der Ver¬

sicherten den Anspruch auf Arzt und Arznei, also die sogenannte volle

Familienhilfe gewähren, ein Zuschlag von einem Drittel der Zahl der Mit¬

glieder gemacht werden. Bei Berücksichtigung der so gewonnenen Zahlen

hält es das Reichsschiedsgericht grundsätzlich für angemessen, daß die haupW

amtl.chen Geschäftsführer von Kas.cn

a) mit einer Mitgliederzahl bis zu 6ö00 Mitgliedern in die BesoldungS^

gruppen bis einseht. Gruppe VII.

I») mit einer Mitglicdcrzahl von mehr als 8000 bis zu 23 000 Mitgliedern

in die Besoldungsgruppe VIII,

c) mit einer Mitgliederzahl von mehr rls 25 000 bis H 50 000 Mitglieder«

in die Besoldungsgruppe IX

eingereiht werden.

Die Passung zu a) ist gewählt, um kleineren Kassen ie nach Lage ihrer

Verhaltnisse dic Einstufung ihres Gescb.-ftsführcrs^auch in eii.er hinter der

Gruppe VII zurückbleibenden Besoldungsgruppe zu ermöglichen. Allgemein

Ist zu bemerken, daß in den zu a) bis c) als maCgebcnJ erachteten Gruppen

Zahlen nicht starr festgehalten zu werden brauchen, wenn wiiklich außer¬

gewöhnliche Umstände vorliegen. Eine erschöpfende Aufzählung von solchen

Umständen, die etwa in Betracht kommen könnten, ist nicht möglich. Das

Reich^schicdsgericht hat sich jedoch dahin schlüssig gemacht, daß erheblich

sein kann: der Betrieb von Genesungsheimen, Krankenhäusern, größeren Bade-

anstauen oder ganzen Bädern, Röntgen- oder Lichl-Hcilanstaltcn, eigene

Zahnkliniken, dic Verwaltung von größerem Grundbesitz, namentlich auch

Wäldern, endlich noch ein ungewöhnlich starker Wechsel der Mitglieder. Die

eigene Abgabe von Heilmitteln kann dagegen regelmäßig nicht als besonderer

Umstand gewertet werden. Sie ist, unterstüzt durch die Ilauptvertriebsstellen

der Krankenkassenzentrale, allgemein üblich gewordca und ist in dem ge¬

wöhnlichen Umfange schon bei Aufstellung der Grundsätze oben zu a) bis e)

berücksichtigt worden."

Das Aufrücken eines in seiner Stelle verbleibenden Krankenkassenbeamten

in dic nächsthöhere Gruppe, das in meinem Erlaß vom 5. September 1921

(„Volkswohlfahrt M.-B!.M S. 417) fü- zweckmäßig erklärt wird, ist nach der

Entscheidung des Rcieh^ehicdsj;eriehts insofern beschränkt, als der Beamte

nicht in eine höhere als die nach den Grundsätzen zulässige Besoldungs¬

gruppe aufrücken darf. Hält es eine Ka^se aber aus dienstlichen oder psycho¬

logischen Gründen für ari:sC_nc*se_i, ihrem Geschäftsführer dic Möglichkeit des

Aufstiegs zu eröfinen, so kann sie ihn zunächst in die nächst niedere Gruppe

einreihen und dann un*er Bedingungen, u.e ihr gut erscheinen, aufrücken lassen.

Dio Grundsätze des Ivciv.hsschiedsgcrichts entsprechen im allgemeinen so¬

wohl den Gesichtspunkten, die von mir bei Entscheidungen auf Beschwerden

nach § 335 der RVO. zur Geltung gebracht worden sind, als derjenigen Rege¬

lung, dic tick bei Anwendung des in meinem Erlaß vom 19, JanuaT 1921

(„Volkswohlfahrt M.-BL" S. 7bo) erwähnten Erlasses des Gayer. Ministeriums

für soziale Fürsorge ergibt.

Ich weise dic Obcrvcr uherungsämter an, diese Grundsätze, dic nach

eingehender Prüfung aller einschlägigen Verhältnisse :n.f>;csteUt sind und all¬

gemein Anerkennung beanspruchen können, nunmehr bei der Bemessung des

Dienstcinkommens der Kraakeakasscaangesteil ten zu beachten. In denjenigen

Fallen, in denen der Herr KViJ.s:n___istcr der Finanzen auf Grund dec, Sperr-

KCSdtCS bereits Einsprach erhoben hat, itei die Regal. tive entsprechend zu

ändern. Ferner sind alle anderen, durch Regulativ geregelten Bcs< !d.:ngen

auf ihre Uebtreinstiv.miing mit den Qrvndsittei nacbznprlfcfl und die Be¬

st.mmungen nötigenfalls zu ändern. In den Fällen, in denen das Obcrvcr-

lidmnagSttat das Vorliefen außergewöhnlicher Umstände im Sinne der

Grundsätze iet Rdchsschiedsgerichtl anerkennt und die Einreibung in eine

hftherc Gruppe als im Regelfälle Back dea Grundsätzen angewiesen ist, ge-

nchailgca Will« ist nratchst meine ZaittaunSttf einzuholen. Der Herr Reichs-

fiatflimiaistef Wirt dann die schon erhobenen Einsprüche zurücknehmen und

von der Erhebung Weiterer Einsprüche absehen können. Sollten in einzelnen

Fällen Verhüteten vorliegen« die nach § 1 Abs. 2 des Sperrgesetzes eine

glnstigerc nls nach ien Qrmdsat7.cn zulässige Regelung aus besonderen vom

Reichsschiedsgericht nech nicht gewirügten Gründen erforderlich erscheinen

lassen, in Ist mir zwecks Mittellang an den Herrn Rdchsiinanzminister unter

Beifügung dtr Vorginge ncd einer Uebersicht Iber die BesoiinngSTerhiltnissn
bei der Krankenkasse ecmiB Rtmderlal vo« 21. Desembcr 1921 (HI. V. 2J80.)

zu beriet Desgleichen I nnen nach dortiger Anficht wohlerworbene

Rechte fir höhere nach den Qrnndsltgen rvllssigc BesoMnngen vorliegen, so¬

lern darüber noch nicht rechtskräftig entschieden ist. Nach § II Abs. 2 6*$

Sperrgesetzes sind die Bc*oldungsvorsv_hnften mit rückwirkender Kraft zu.
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Indern. Eine Zurückzahlung zn viel erhaltener Beträge findet jedoch nicht

statt (9 12 a a. 0).

Es bedarf keiner Ausfährung, daB die vom RcIchsschicdsgcrLht anerkannte

and bei den Krankenkassenbeamten im Sinne des Sperrgesetzes nunmehr

aar Anwendung gelangende Besoldungsrei?e!un* anch Iiir die Beurteilung der

durch die Dienstordnung bedingten Bcsoldungsrcgetung von Einfluß sein muH.

Verden In einer Dienstordnung den Kassenangestellten, denen die Rechte der

gemeindlichen Beamten nicht übertragen worden sind, die gleichen An¬

sprüche auf Gehalt, Ruhegehalt und Nebenleistungen eingeräumt, wie Jenen,

so wird in der Regel auch keine höhere als die nach den Grundsätzen zu¬

lässige Besoldungsgruppe als angefressen erachtet werden Können, \ie!mohr

ein wichtiger Orund Im Sinne des 8 355 RVO. vorliegen, ic nach Lage des

Falles dfe Genehmigung zu einem Nachtrage zur Dienstordnung zu versagen,

oder die Aenderung oder Ergänzung der Dienstordnung aul Grund de«!

I 356 RVO. anzuordnen.

Ueber da! hiernach VcranlaSte ist nur zum 15. Dezemler d. J. zu be¬

richten, gez. Hirtsiefer."

Gegen diese Maßnahme, die eine neue unerhörte Provokation

bedeutet Verden sich die Kassenverbände und die Kranken¬

kassenvorstände im Interesse ihrer Selbstverwaltung, die

Kassenangestellten im Interesse ihres Mitbestimmungsrechts bei

der Regelung ihrer Entlohnung- und Arbeitsbedingungen mit

aller Entschiedenheit zur Wehr setzen.

Daneben muß dringend aui die Verabschiedung des neuen

Dienstrechts für die Angestellten der Versicherungsträger

hingearbeitet werden. Seit Jahren fordern wir ein einheitliches

Dienstrecht für die Angestellten aller Versicherungsträger, aus¬

reichende Sicherung gegen Kündigungen, Ruhegchaltsherechti-

gung und Hinterbliebeneniürsorge sowie die uneingeschränkte

Anwendung des Tarif- und Betriebsrätcrechts unter Aus¬

schaltung des Genehmig un g s rechts der Aufsichts¬

behörden. Der Reichsarbeitsininister hatte bereits Richtlinien

für einen solchen Gesetzentwurf aufgestellt, dic, obwohl sie nicht

ganz unseren Wünschen entsprachen, wenigstens die Versiche¬

rungsträger und ihre Angestellten von dem Genehmigungsrecht

der Aufsichtsbehörden zu erlösen beabsichtigten. Wäre ein

solches Gesetz seinerzeit verabschiedet worden, dann wäre dem

Preußischen Wohlfahrtsminister und den Oberversicherungs-

Smtern heute die Möglichkeit entzogen gewesen, ihr Geneh¬

migungsrecht weiter zu mißbrauchen.

Warum haben wir dieses Gesetz noch nicht,

und warum können die Oberversicherungs¬

ärnter auf Qeheiß des Wohlfahrtsministers

weiter mit dem Genehmigungsrecht Unfug

treiben? Weil der Bund der Beamten und An¬

gestellten der Reichssozialversicherung
seinerzeit die Gesetzreform sabotiert hat.

In einer Eingabe vom 13. Januar 1924 hat der Bund folgende

Ausführungen gemacht:
„Da indessen die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse die Durch¬

führung der einschneidendsten Rcforrrnnaßnahmen in der Organisation der

Peichsversicherung schon in nächster Zeit erzwingen wird und heute noch

nicht übersehen werden kann, welchen Organen die Durchführung der Reichs¬

versicherung anvertraut werden soll, und wie diese Organe im Hinblick auf

die ihnen zuzuweisenden Aufgaben gcaj^rt sein müssen, bitten wir, die

Neuregelung unserer Rechtsverhältnisse einst¬

weilen auszusetzen, bis über die vorgedachten

Maßnahmen Klarheit besteht.*-

Der Reichsarbeitsminister hat die Gesetzesreform bis heute

ausgesetzt. Der Preußische Wohifahrtsminister und die Ober¬

versicherungsärnter benutzen daher das Genehmigungsrecht

weiter, um mit dem Recht der Kassenangestellten in einer Weise

Schindluuer zu treiben, wie das in keiner anderen Beruisgruppe

möglich ist.

Dieser neue Angriff des Wohlfahrtsministers gegen das

Selbstverwaltungsrecht der Kassen und das Mitbestimmungs¬

recht ihrer Angestellten legt uns erneut die doppelte Pflicht auf,

dafür zu sorgen, daß das gewerkschaftliche Unkraut der Fach¬

verbände endlich beseitigt wird, und dafür zu wirken, daß die

bevorstehenden Reichstags- and Lancitacswahlen eine Zu¬

sammensetzung der Parlamente sichern, die dem Aufstieg der

Kassenangrsteüten endlich ireie Bahn geben.

Zur Reichsbesoldungsordnung. Die Spitzenverbände haben

erneut den Reichsiinauzminister um eine Ansprache über eine

Erhöhung der Besoldung ersucht. Diese Aassprache

wird voraussichtlich demnächst stattiinden.

Mit Wirkung ab 1. November tritt eine Neuregelung des

W o h n u n g s g e 1 d e s in Krait. Auf Grund der statistischen

Erhebungen des Reichsiinanzministcrinois ist ein neues Orts-

klassenverzeichnis aufgestellt, das gegenüber dem alten erheb¬

liche Aenderungen enthält« Dieses Ortsklassenverzeichnis ist

im Reichsbesoldungsblatt Nr. 54 S. 291 ff. veröffentlicht Es

bestehen künftig nur vier Ortsklassen« Die Klasse E kommt in

Wegfall. Dafür wird eine Sonderklasse gebildet, die die Orte

Altona, Berlin, Düsseldorf, Hamburg« Köln, Ludwigshafen, Mann¬

heim, Manchen, Stuttgart. Wandsbek umfaßt. Bei dieser Neu¬

regelung i nd auch verschiedene Herabsetzungen angeblich nicht

zu vermeiden gewesen, da das neue Ortsklassenverzeichnis

lediglich anl dem Stand der Wohnungsmieten aufgebaut ist und

andere Teuerungsmomente mein zur Grundlage hat. Beamte

und Angestellte, deren Wohnungsgeldzuschuß Sich infolge der
Aenderung der Einstufung der Orte in die einzelnen Ortsklassen
vermindert, erhalten als Entschädigung ohne Begründung eines
Rechtsanspruches den Unterschiedsbetrag für ein Jahr. Die
neuen Sätze des WohnangSgcldzuschttSSeS werden vom 1. No¬
vember bis auf weiteres bis zu 85 Proz, gezahlt. Die vollen
Sätze ergehen sich aus folgender Austeilung:

W o h | u n g s g e 1 d z u s c h u ß (O r t s z u s c h 1 a g)
Jahresbetrag bei einem Grundgehalte

fibpr04*
über über über über r.K*,.

bis
bfsilM

™)b]s 2376bis 4!4öbis 7200öiS gg*
O-ls*

lasse
94s Gm'

Gm
2m 4U0 720° ]200° c£?u«is. sse

Tan!kl. -Ä. Gm. Gm. Gm. Gm. .Ä*

VII nHrL TirilU. Tari kl. Tarifkl. Tarifkl.
Tar ,kL

Vl
V IV ili H

*

Sonderklasse 336 52$ 720 960 1320 1680 2100
A 288. 444 612 840 1140 1440 1800
B 240 372 504 660 900 1200 1500
C 180 288 396 540 720 900 1140
D 132 216 288 396 540 660 840

Die Beamten der Gruppe V Stufe 1 und 2 erhalten den Woh-t
nungsgeidzuschuß (Ortszuschlag) nach Tarifklasse V.

Die Märchen des Herrn Eickhoff. Herr Eickhoff ist Landes¬
vorsitzender des Bundes deutscher Krankenkassenbeamten und
Angestellten im Landesverein Rheinland. In dieser Eigenschaft
gab er kürzlich ein Flugblatt heraus. Darin bemüht er sieh
redlich, durch kleine Sensationen vor seinen Freunden zu glänzen«,
In jenem Flugblatt schreibt er u. a. folgendes:

„Die Entwicklung der Verhältnisse gab uns Grund zu der Hoffnung, daß

bald eine Kesetzliche Regelung in unseicm Sinne erfolgen werde, insbsoudere

ließ dic Verhandlung im Reichsarbeitsministerium am 26. Mai 1923 darauf

schließen; die Vertreter des Ministeriums erklärten dabei, daß unser«

öffentlich-rechtliche Dienstpflicht ein wescntJ

liches Unterscheidungsmerkmal gegenüber den AngeJ
stellten und Arbeitern sei, daß die Sozial versiehe;

rung unbestrittener maßen ein Zweig des ö f f e n t 3

liehen Rechtes sei und die Angestellten der V e r «¦

sicherungsträger demnach als öffentliche Beamte

zu gelten hätte n.44

Dann fahrt er fort« daß das Reichsarbeitsministerium in

einem Entwurf von Grundsätzen für die Regelung des Dienst¬

rechts der Angestellten der Versicherungsträger „über -

rase hen der weise44 die gegenteilige Haltung
eingenommen hätte, und fragt:

„Aber mußte denn ein Entwurf in entgegengesetztem Sinne kommen, nach¬

dem doch anerkannt war, daß wir als öffentliche Beamte zu gelten haben?**

Wir haben zwar keinen Qrund, das Reichsarbeitsminw
sterium in Schutz zu nehmen, aber diese den Tatsachen wider¬

sprechende Darlegung veranlaßte uns doch, Herrn Eickhoif mit

einigen kritischen Bemerkungen in unserer „Volkstümlichen Zeit-«

Schrift-* (S. 78, JDer Bund hat eine Idee") zu bedenken.
Herr Eickhoff scheint uns das sehr übel genommen zu

haben und fordert ««eine Richtigstellung auf Orund der Be¬

stimmungen des Preßgesetzes44, obwohl er augenscheinlich das

Preßgesetz nie gelesen hat.

Wir Wären rechtlich nicht verpflichtet, die von Herrn

Eickhoif gewünschte „Richtigstellung44 zu bringen. Aus

Gründen des Wohlwollens werden wir aber die Bitte des

Herrn Eickhoff, der sich offenbar gern einmal in unserer Zeit¬

schrift gedruckt sieht, erfüllen. Hier folgt also der Briei des

Herrn Eickhoff unverkürzt:

Bund deutscher Krankenkassenbeamten

und -angestellten.

Landesverein Rheinland. Bonn, c'cn 9. Oktober 1924.

An die Schriftleitung der „Volkstümlichen Zeitschrift für die gesamte

Sozialversicherung*4

Berlin SO. 26.

Oranienstr. 40.41.

In Nr. 18 Ihrer Zeitschrift vom 24. September d. J. führen Sic in dem

Artikel „Der Bund hnt eine Idee4* auf Seite 78 folgendes aus:

„In einem Flugblatt des Landesvereins Rheinland behauptet der Vor¬

sitzende Eickhoff allen Ernstes, 1*1 das Reichsarbeitsministerium am 26. Mai

1923 erklärt hätte, daß die Angestellten der Versicherungsträger als öffent¬

liche Beamte tu gelten hätten. Hinterher beklagt er sich, daß derselbe

Reichsarbeitsininister in seinen Richtlinien gam Gesetzeatwarf das Oegenteil

fesaal hätte. Sind dic Mitglieder des Bundes tatsächlich so naiv, daO sie

solche Mircben ihrem Landesvorsitzenden Klauben? Tatsachlich h;:t der

Reichsarbeitsininister niemals davon gesprochen« daü die Angestellten dei

Versicherungsträger als öffentliche Beamte zn gelten hätten. Er hat ihnen

auch keine Hoffnung gemacht, es je zu werden. Waraal belügt die Bunues-

leiten* ihre Mitglieder und warum klirt sie sie nicht über die HoffnunfS4

losigkeit ihrer Illasionen auf?

Darch diese ^^führungen bezichtigen Sie mich der Lüge und unter¬

schieben mir, daß ich dea Mitgliedern des Landesvercins Rheinland unseres

Bundes i:\ einer sehr wie!' Igen Angelegenheit falsche Tatsachen unterbreitet

habe. D^n Vertretern des Zentralverbandei der Angestellten mal es bekannt

sein, dal die von mir in dcni Randschreiben angeführten AeaBeraagea des

Vortreters des RelchsarbcitstniniSterinms bei der Verhandlung am 26. Mal

1923 den Tatsachen entsprechen Ein Blick in die amtliche Niederschrift

über die Verhandlung mußte leden davon überzeugen, daß meine Angaben

richtig sind. In der Nieder cht ft ist über die AustOhraagea des Herrn

Miniseriatrats folgendes gesagt:

Ministerialrat Ott iuhrt aus, dic beklagten Mifistlade seien in der Haupt-
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Sache dar.iuf kzuffühi b< "!ic. ob die An-

ze : n der \ i r
• ::he B Iei all AagesteHte

des htirgeriichen I » anzusehen tat. Dei I I tarnten i

rh.n aber stimme Rcchl e Im

h datit : • t b d ireh di he

R .ht ,
Dici rer Ar: sei, ein *

» zum Zwecke dtr I r Dienst«

i
• ht i

v* ••'. . öde. Di se 6fti Di -
• I das

vc ' merkmal ; _

' " f:i Arbeiter,

IN S l : ->ei u*
'

t ntlicl

Rechtes, nd dl r Vei r maßten demnach

_e Beamte zj gelten haben, wenn i Dienstverhältnis durch

dieses 11 iche R< cht tregell

Ai:i m Anfrage ist 1 <er Ausführungen noch«

m:.* bi rden.

I» die h
f I i.! Ihrer ! :hrifl eiae U ahrheit . die

geeignet i-.t. i -l n *u .s. . .
nd meine VV. .: in Zsrrtfel

7; zlehca, eraache ich tui Orund der Bc timmunreu des Prv zes um

eine Richtigste!!eng de* Sachverhalts i: dtr nächsten Kammer Ihrer Zeit-

Scfertft.
1! Jitungsvoll

gez. Eickhoff

W . ::*ncsdircktor der Allgemeinen OftskraalreafcattS Btaa.N

Wer an jener Sitzung am 26. Mai 1923 teilgenommen bat

wird wissen, dal die Ausführungen des erwähnten Referenten,

Ministerialrat Ott, durchaus an Klarheit zu wünschen übrig

ließen. Dieser Mangel an Klarheit wird auch durch die ZU-

sammengcdriingie Darstellung in der amtlichen Niederschrift

keineswegs geringer. Jeder, der der damaligen Verhandlung

gefolgt ist, weil ferner, dal der Referent aach Kar nicht ernst¬

haft behaupten koute. dal die Angestellten der Sozialversiche-

rnngsträger Beamte seien, da darüber allgemein Einigkeit be¬

stand, dal die gegenwärtigen Rechtsverhältnisse gerade in dieser

Hinsicht unübersichtlich seien. Dal Ministerialrat Ott jene Be-

kavptaag anck gar nicht aufgestellt hat, wird noch zu beweisen

sein.

Zunächst aber wird Herr CickhoM angeben, daß nicht ««die

Vertreter*4 des Ministeriums erklärt hatten, die Angestellten der

Versichemogsträger hätten als Öffentlich-rechtliche Beamte zu

gelten, sondern nur nach Cickhoffs (irrigerl) Meinung Herr Mini¬

sterialrat Ott Der offizielle und maßgebende Vertretet des

Rcichsarbeitministeriums. Ministerialdirektor Qrieser, hat dafür

«her nach der amtlichen Niederschrift am Schlau der Verhand¬

lungen folgendes erklärt:

bas Selbstvanraltaagarecht sei leim Reichrsrbeitsministcnoni in

gcicn fiindc-n; mar. solle aber nicht übersehen, daß unter Sdhstvenraltaags«

reit heute fjst jrdtr Redr.er etwai MittÜ ver 'an Jen hut •. Vie Losung

der umstrittenen Frage arerdi eiaerseits eine stärkere Betonung des

Iclbstver wa 1 tu n rsrechtl bringen messen; nieaumd u rrde aber

wi lersprechen. wenn diejenigen Sicherungen der Angestellten,

die darch die tarifliche Regelung lereits heute

zum üemein jjut geworden seien, nunmehr in die

Po r m eines 0 e ae t saa gebracht werden bürden. Das

Reichaai^eitaa^aiattriam verde die beteiligjp. Kreise zu einer nenea lie-

sprechrnz cinbJen. Die klaftige RcKClitng müsse vo:i der Präge beherrscht

sein: Welche Regclaag des AafestelItt8verhSHnls*ei vird darch die ei^en-

arllgen Bed'jrfiisse ,!cr Sozial> ersichcrung gefordert?*'

Wenn also das Selbstvcrwaltnngsredit erweitert werden

aollle unJ wenn ferner die vorhandene tarifliche Regelung als

Richtschnur für die Gesetzgebung dienen sollte, wird man nicht

annehmen können, dali Herr Ministerialdirektor Qrieser sngleich
auch der Ansicht gewesen sei. die Angestellten vier Versiche¬

rungsträger seien Beamte, Denn für Beamte kommt weder

das Tanfrechl in Betracht, noch wäre es eine Erweiterung des

Selbstvcrwaltungsrechts, wenn Herr Qrieser Jie Verbeamtung

im Auge gehabt hätte.

Vergleicht man nun die „Richtigstellung*1 mit Herrn Cick¬

hoffs Flugblatt, so wird man finden, daß nach der amtlichen

Niederschrift Ministerialrat Ott gar nicht In positiver

Fassung gesagt hat dal die Angestellten der Versichci .s-

träger als öffentliche Beamte zu gelten haben; vielmehr hat

er nur in der Möglichkeitsform gesagt,

öffentliche Beamte zu gelten haben „mfiBten",
richtigt Herr Pickhoff nicht unsere Abhandlung,

selbst und bestätigt sngleich unsere Behauptung«

Aber Herr Rickhoff ist gar nicht so dumm. Die Stelle aus

der amtlichen Niederschrift hat er im allgemeinen rieh Lg gittert

Will man ihm zugute rechnen, dal er den — zugegeben feineren

— sprachlichen I nterschied zvi sehen Flugblatt und amtlicher

Niederschrift mchl versteht so belastet ihn fol lee Umstand

noch stärker. Herr Eickhofi hat h bei 5 i m ler

amtl Nie ler chi •

Kei Ic den Satz mit zu zitieren unter¬

lassen« der die Ausführungen des Ministenaltart* Ott erst im

Rahmen • ¦: Vc ... ngei _

rsl idlich macht. Es heißt in

der amt en Nie lersch ft j( a e
_

>rt« wo Herr E if rV

b icht «titer:

„Weder die F ler i len Voi iften der ^

aoek : 1 • 11 eSes a k c r eiae z -freie

LÖaaag der Streitfrage ?

\ >: Herr Ott st« »retisch Ueber)

dal sie als

Dadurch be-

son lern sich

MT!s I. i .
al! :he \ und Ei t-

;sgc ch chte I« tu eine :hc Ai

Diese ht:g! n Satz läßt Herr Eickhoff sowohl in seinem

auch in der »Ric ing* we?. ob absichtlich

oder faii *sig bleibe ununtersneht

Wir stellen also fest, daß

I« der Vertreter des Reicbsarbeitsninisters, Herr Minlsterial-

ktor Qrieser, im Gegensatz zu der Darstellung des

Herrn Ei >fi weder davon gesprochen hat daß die An-
•_ i n der Versichemogsträger Beamte sind, noch ihnen

e Hoffnung gemacht hat, es zu werden; im Gegenteil,

die Schlußa ihrungen des Ministerialdirektors Qrieser

en keinen Zweifel darüber, nach weicher Richtung das

! e tsministerinm die Oesetzesreform durchzu-

führen (gedachte,
2. der Referent Ministerialrat Ott« der in Jener Sitzung den

Reichsarbeitsininister keineswegs vertrat, gleichfalls nicht

erklärt hat, daü die Angestellten der Sozialversicherung**
träger als Beamte zu gelten hätten. Er hat vielmehr be*

bauptet dal» zwar einiges daflr spräche, daß aber diese

Frage auf Qitmd der gesetzlichen Vorschriften und der

Entstehung! :bichte nicht zu entscheiden sei.

So gern wir also den Wunsch des Hejrn Eickhoff erfüllen*

sich in unserer Zeitschrift gedruckt zu sehen, so wenig können

wir ein Wort davon zurücknehmen, daß er — höflich gesagt —¦

ein guter Märchenerzähler ist. Mehr könuen wir aber für seinen

Ruhm beim besten Willen nicht tun.

Christliche Gewerkschafter. Seit nahezu sechs Jahren haben

wir eine gesetzliche Regelung des Tarifvertragswesens. Seit

jener Zeit besteht auch die Einrichtung der Allgemeinver-r

biad lieh er klär nag von Tarifverträgen. Diese Einrich¬

tung wird von a.'cn Arbeitnfilnnerorganisationen lebhaft in An¬

spruch genommen« Nun sollte man meinen, daß heute zum

mindesten alle Vereinigungen, d.e sich Gewerkschaften nennen,

den Sinn und Zweck der A.kemeinverbindlicherklärung begriffen

haben. Weit gefehlt! Der Reichsverband der Bureau«

angestellten beispielsweise! der sich zu den christlichen

Gewerkschaften rechnet, hat bisher noch nicht verstanden, um

was es sich eigentlich bei dieser Allgcmeinverbindlicherklärung
handelt, und man wird die Hoffnung aufgeben miissen, daß er

es je verstellen vird. In seiner „Socialen Rundschau14 bringt

er kürzlich einen Artikel über den „Kampf um die Allgemein«

Verbindlichkeitserklärung des Tarifvertrags fiir die Kranken*
kassenangestellten*4« Er berichtet darin zutreffend« daß von

unserem Verbinde ein entsprechender Antrag bei der Reich**
arbeitsverwaltung gestellt sei. Bisher wurden solche Antrage

immer z;i dem Zweck gestellt, den persönlichen Geltungs¬
bereich eines Tarifvertrages auf die Außenseiter a u s -

zudehnen, also in unserem Falle auf die nicht am Tarif

beteiligten Kassen und Angestellten. Begreiflicherweise hat jede

Gewerkschaft ein Interesse daran, daß ihr Tarifvertrag eine all¬

gemeine Bedeutung erlangt und nicht von den unorganisierten

Arbeitgebern unterboten wirJ.

Der Reichsverband der bureauangestellten meint nun, daß

wir Jen Antrag auf A Igemeinverbindlicherklärung des Kassen-

tarüs Restellt hätten, »nm damit zugleich die bevorstehende ge-

setzliche Regelung des Angestelltenrechts im Sinne der

sozialdemokratisch - freigewerkschaftlichen
Ideen zu beeinflusse n4\

Diesem Scharfblick der christlichen Gewerkschafter zollen

wir uneingeschränkte Bewunderung. Wenn die Allgemeinver-

bindlicherklärnng dazu da ist. die Rechtsverhältnisse der An¬

gesteliten in soziaWemokratisch-freigewerkschaftlichem Sinne

zu beeinflussen, dann miissen eigentlich die christlichen Gewerk-

schaften recht sozialdemokratisch-freigewerkschaftlich geworden

sein. Es mag /war sein, dal der Reichsverband nach niemals

eine Aügemeinverl ndlicherklärung e.;;es Tarifvertrages für sich

erreicht bat aber er sollte doch einmal bei seinem großen
Bruder, „dem Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verband, an¬

fragen nnd sich von ihm eine Lektion Ober den Zweck der All-

gemeinverbindücherklärung erteilen lassen. Wir aber «agea

es ernstlich zu bezweifein, o;.) es mehr a!s ein halbes Dutzend

Angestellte von Sozialversicherungsträgern gibt« Jie sich von

ihrer „gewerkschaftlichen" frier, ssenvertretnng solchen

Schwach bieten lassen. Wir bezweifeln aber nicht, daß

diese Handvoll Minderbegabter sei ch nach der Beamten-

eigenschafi sehn cl tet

Wann Herr Troje üie Bearateneigetischaft will. Von

vielen Seiten sind Exemplare der Broschüre des

Herrn Troje zug ingen. die s n Vortrag über das Thema'

»«Warum '. rn wir die Beamteneigenschaft?4< enthalt. Den

nsc den i i u r ren Dank, Die Fre f keit mit dv.r

B teilt wird, sieht allerd s n.cht im recht i

nis zu m in
. en Wert Von den 17 Druckseiten

•

•;; ,lick»i< hen Rechl fand und mir Ter

. itte • zhi m en umfaßt ji l t ie ebenso dürftige

wie v \ii »
.'. e Beantwortung der eii angs gestellten

e. ! t der Bi sc ?, d e ia bringt,
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werden wir gele] itlich zurückkommen. Schon heute seien

uns einige Anmerkungen erlaubt.

Seite 6 sa:;c Herr Troje von den Bei fs

•stellten:

..Da sie also regelrecht* Anresttllte _

*o i I Ikrc V- in fi

tarifütiig, Darais erf i kt sieI urtittr, daQ ihre 1 ch

Hl aHiAiücinverl .h er' lea Manen."

Diesen logischen Scharfsinn, dem wir im al p neinen von

Herrn Troie niciit gewohnt sind, erkennen wir voll an« Nun

stellt es aber fest daß die Krankenkassenangestellten ebens

»regelrechte Angestellte44 sind, wie <l:e Berufsgcnossenschafts-
angestellten« Folgt daraus nun nicht ebenso zwingend« dar.

auch d i e Ta r i I v e r t r I g c I B r die Kr i n k e n -

kassenangsteilten für a 11 geraei n verbind¬

lich erklärt w e r d e n k 5 n n e n? Man müBte annehmen:

|a. Und doch hat derselbe Herr rrok kürzlich vor der Reichs¬

arbeitsverwaltung das Oegenteil rechtlich su begründen ver¬

sucht. Herr Tmje meint offenbar, dal die Wahrheit ein Mantel

sei, den mau nach dem Winde hflugen könne.

Seite R bemerkt er vom Reichsknappschaftsgesetz:
»•Wir sind, als clor Entwurf kB RelCfcstagsatyscfcal kekaadclt v -i.de, mit

Vertretern der vtrsckiedenstea Parteien ia Yerkiadaat Ettrttea iad haken

von ihnen weito? sehende Zu1?. > r. zur Uaterstlttaui BUCftf BettrtkuSta er-

kalten. Als akai das Otseti im Plaauai varaksekiadet irardjfc kakta diese

Rttichitagtakftardattta versagt. Einige von iiipen sind bei

d«_r Abstimmung überhaupt alckt Sasetea xewt cm
— sie wart! vcrMadtrt,

d. 1j. zu detfsek, ila ieroa alckt geneigt, ihr Versprechen zu

halten n flfd haben sich I n r C k ihre A b v. c s e n h e i t der

Verantwortung e 11 ladi 1 LM

Wir glauben, daü es dem Bund künftig in ähnlichen Füllen

ebenso ergehen wird, wie beim Reichsknappschaftsgesetz. Das

dürfte aber keineswegs daran liegen, dafi die Reichstagsabge¬

ordneten SO verantwortungslos waren, wie Herr Troie meint.

Der wahre Grund wird wohl darin zu suchen sein, daß diese

Reichstagsabgeordneten mehr politischen Bück und Verant¬

wortungsgefühl besitzen als de Männer vom Bunde.

Schließ ich noch ein Zitat von Seite 14:

„ich habe Ihnen ird vtrsekitdeae Ziele staunt, Jie von dea verschie¬

denen A-tscUtltleMrfaaisatiop.ea vertatst weiden. Das ertttrt kestekl darin,

tin tretet AngtsteHteaverkUUiia mit (esefcdickea Rechtssicbefar.fpa, Bestka«

nuttf über Anstellans« Eatiassang, gakcgekaltsktrtcktis>uag »'. a. aa eckaffen«

Dtr eatscUedcnsta Verfeckttr dieser Bcsiretang ist der ZdA. Das Reicks«

SrbeitSfltioisteriaia hat, ohvokl die VerfcaadtoilgCfl am T6. Mai M23 iea Be-

Wtil erbracht kafeta, dal die Rbtrvieaeftde MekrtaM #dtf SV.-Beamten eine

derartige Rtgettag Ikrer Rech* erksttattse eMtkal ('?). in itiaea Graadsiiaca

für die Regelneg des Dlanstrtckti a1 ts cklie I lieh It a W laaekoa

des ZdA. Rechnung getragen aad damit. Wie der V< 1 treter einer

grftScrea Atgestelltc&orgaaisatioa ___pitcr eiaa_u 1 bemerkt kat, e i;: c I 8 i -

liehe Ter kt Usaag vor dem ZdA. I e ai l c I LM

Auch darin gesteht der Verfasser mit einer anerkennens¬

werten Offenheit ein, dal .sich die Pachverbande aui falscher

Fährte befinden. Diese Stellen scheinen uns üie wertvollsten

in der tanzen Broschüre zn sein« Ans ihnen ergibt sich näm¬

lich die Tragik der Pachverbfinde mit einer Deutlichkeit, die

nichts zu wünschen übrig läßt. Wenn die Broschüre ihren Lesern

die Bedeutungslosigkeit und Unfruchtbarkeit ler PachverbSnde

so eindringlich vor Augen führt dan 1 sind ihre Unkosten wenig¬

stens niciit umsonst gewesen«

rnrMnalahbiii¥fir«nlinnn Wir haben in den Nummern is

und 20 dieser Zeitschrift zur Präge de: Äenderui ! der

Personalabbauverordnung Stellung genommen. Ueber die No¬

velle zw PAY« sowie über unsere Anträge wegen Streichung

des Art. I? sollte am 22. Oktober im Reichstag verhandelt

werden. Dazu ist es aber nicht gekommen, weil zwischenzeit¬

lich w!:r Reichstag aufgelöst worden ist« Durch die Nichthehand-

Inng dieser Angelegenheit dnrcfi den alten Reichstag sin i uns

Nachteile sicher nicht entstanden« De n darüber I itan \

wohl Meinungsverschiedenheiten unter unsen n Kollegen nicht

daB durc!? den Reichstag des A. Mai 1924 eine Beseitigung der

PAV« für de Angestellten in der Sozialversieh« mg mchl er¬

folgt wäre. Diese Hoffnnng setzen unsere Kollegen vielmehr

a;:f dij\\ kommenden 1 uen Reichstag. Hierbei isl es allerdings

notwendig« wenn wir unsere berechi -?- 1 Wünsche hinsichtlich

der PAV. erfüllt sehen wollen, daß ic Zu amre tizung des

neuen Reichstags ein? solche ist daß von vornhere -

'v ahr-

nehmung der Interessen der Angestellten ^e< :hert ersehe! *

Eine wirkliche Vertretung de; interc scr aer S :<: rsiche-

rui s ngesteliten im K iistag fand« h her i:::r bei der

Fraktion der Sozialdemokraten. Her .-.* ¦

. ilv.

sicherungsaagesteliten d< , wenn sie am 7. D :*n 1924

ihre Stimme für den nenen Reichstag an

Bezlrkstarifverbafldiuttgen mit dem Niedersctilcs) cbön

Knappschaftsvcrein Waidenburg. NN len, d dic

Schlichtungskammer am V. Ok her d I lalen Ein ...
ies

Knappschaftsvereins zui kgei Pä'ieien aufge¬

geben hatte, sich bis un 16. Okto er zu 1 Die Partei-

tu lungen sind er
- isios verlauft .

lniolgt\lesä«ni trat

unter dem V' sitz des Schli< *«is fui Sc
'

ten« OhcrprasMcnt

7. I>. Philipp, die Scitlichtungskjmtner, d:-; vviedt K

B ke vom Verbaw I nd angehörte, am 18. Oktober in

Waldei b rneut zusammen.

Eine Einigung der Parteien kam nicht' zustande. Die Arbeit»
gebersei i te vi .der mit formalen Einwänden. Sie wollte

weiter von der Einwendung der RBO, nichts wissen, obwohl

nach <,w*..: Wortlaut d 3 Relchstarifes und einer Auskunft des

Reichski appschaftsvereins die Anwendung d.r RBO, zwingende
Vorschrift ist Dic Knappschaftsangestellten sollten nicht besser*
Bestellt werden als die Bergbanangestellten, für die zurzeit über-

haupt l:c:n Tarif besteht die vielmehr von den Arbeitgebern
nach Willkür bezahlt werden.

Nach achtstündiger Sitzung fällte die Schlichtungskammer
eii.en Schiedsspruch, der sich auf alle bezirklich za regelnden
Prägen erstreckt und dessen Inhalt Im großen und ganzen den

Im Ri ichstarifvertrag aufgestellten Richtlinien! entspricht. Die

dienstordnungsmäl ^^ Anstellunz erfolgt mit Beginn des 24. Le-

bensiahres. Die Angestellten werden um eine Gruppe niedriger
entlohnt als In Bochum. Der Urlaub bleibt der bisherige. Die

neuen Gehaltssätze gelten ab I. September.
Der Schiedsspruch ist von den Angestellten angenommen

von dem Vorstand des Bezirksknappschaftsvereins mit den

Stimmen der Arbeitgeber gegen die Stimmen der Arbeitnehmer
abgelehnt worden. Wir werden uns Über weitere Schritte

schlüssig machen.

Eine vernürtstfge Entscheidung zun Genehmigungsrecht
(§ 3S8 KVO.). In dein

,.
Muster Kindchen" Baden scheint sogar

das Arbeitsministeriam nwsterguHig zu arbeiten. Wenigstens
soweit es sich darum handelt, die Krankenkassen und ihre An¬

gestellten vor den anmaßenden Uebergriffen der Oberversiche-

rungsämter zu schützen, hat das badische Arbeitsministcrium

einen klaren und fiberzeugenden Standpunkt eingenommen. Auf

eine Beschwerde gegen die Versagung der Genehmigung einer

DienstordnungsAnderung hat es folgende Entscheidnag erlassen:

„Karlsruhe, den 1«?. März 1924.

Der Bediscke Arbeitsmlaisttr«
Nr. 73/09,

Beschwerde der Allgemeinen Ori^kraiikerika^se Konstant
KCKCn

das OkeiH1 lllkcilifigsamt Konstanz

vtftn

Vtrsasms Jer Oeackailgaaa iti Dttaslordaans betr.

I. Der voa dem Vorstand der Allgemeinen Ortakraaktakaata Konstanz

Begea die Cntachatdaai des Obervcrsicherun^srimts — BescblttBkdr.imer —

Konstanz vom .?. Juli 1923. wonach der vorn Ausschuß der Allgemeinen Orts-

kraakeakasat Koastau VtW ??. A'ai 1923 beschlossenen Aendcrunz der §§ 2

ur.d 10 cf'.r Dienstöret.ma Ifc die Angestellten der Allgemeinen OrUkranken-

kasse Konstanz die Genckatifinfl versagt Wardt« rccltt/eiti^ einc:;lejj:tcn De-

ednrtrde ^ird 1 tattgtseken. r>ie aa^efocküaM EstackeMaaa 1 »rd

hiermit aaftekoke«. Der aar Oenakmisaas vargtlegtta Aenderung der §§ 2

and M der Dieaslardaaas mird die Ocackaiitaaa eretüt.

Am 29. Mai tKi hat dtr Aasatfcal der AUxraieiaea Ort_dkraaktakaas«|
Ktnstaas fot«tende Aenderung der DieutordatM ktaddaaaen:

?S 1 za strtiekea aad dafSr ea ictxtf:

Dit Aasesldllca rtrdea iri lohnende Klattaa eiascteilt:

Klatst I OtsckäfufSfcrtr.

m
II dessen Steltrertreter,

,f
IU AMeibracsleittf mit besonderer YtiaatwerWicfcheH atlkalhd^w

TSUxkeit,

H
I\' Aa^slettte tui4. settatSadiftr Tätigkeit1 v.v.d solche Angestellte,

die hn Kaseeadleasl aosgeMMel siad, eine crdnunirsmäßifo

Ltkrc hiater sicti kakea and nicht ia Klasse I—IF! gehören,

ft V Soastige AasesteUle, kaaaaitri lolchc« die mit dem 23. Lebens^

i.ihie ni AotteHaaa koianua.

VI d«vc Beitrassoikebei nad KrenlEcakaaneferr.

Der dtradiisc dicu^l&lttstt Kaneakota wird Mi seine Person der

Klasse V tagtieilt
Die Aaftsielttea der Klasse V rickta itefc rolleadctem 25. Ltktaslakrt

In die Klagst IV ein sofern lie in Kassendienst asssetifdet sind und eine

ordnanftniBi^e Lekrzett sksclvieii ''aber.

Tic /.. hl ikr i • tu AatesteHten wird rarzeil festgesetzt in:

K J aal I

..
II aal 1

III auf 2

,.
IV auf 3

m
V »al 2

m
xr Ml -

Ml f.$ Ist 1

I •¦ \. rre< eiesereil

\'\e Am 1 • ea der Klasse I . . . i Gi W" W

,, ., ,« ... «i »t

,, ,, .. ,,
ni ... .» »•

N M
.. ,. 1« . . .• »t

: 1eta

Di er K!a! I • ; . in G: :;<;t M

• .
n

IV . • - ..

V ...
.. •

VI •. 5

• •*
•

b d r. .

i v v
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amten des Staates ucd der Gemeinden im allgemeiner, erfolgt war« eine

Aenderung nicht vorgenommen worden sei. Nach $ 10 Absatz 1 der iJicnst-

ordnuni fflr die AafttteHtaa der Allgemeinen Ortskranktr.kave Konstanz er¬

folgt die Besoldung der Angestellten der Kasse nach den Qrtalllttea des

Bad. Besoldungsgesetze*. I II die Fntscbeidung der Krage, ob der Beschwerde

atattgegeben war. konnte nicht der Umstand ausschlag-

tebend sein, ob seit Januar V>22 eine Aenderung in der

Klasseneinteilung des Bad. Besoldungsgesetzes ein-

getreten Ist oder nicht Nach § 355 Afeetfa 3 RVO. darf das Ober-

versicherungsamt der Dienstordnung dic Genehmigung nur versagen«

wenn ein wichtiger Qrund vorliegt, insbesondere

wenn die Zahl oder Dt«, o 1 d u n g der Angestellten in auf-

llillgem MiBverhäitnissezu ihren Aulgaben steht. Auch

y^enn die Angemeine Ortskrankenkasse Konstanz die Besoldung der Ange¬

stellten nicht nach dem Tarifvertrag, sondern nach dem Bcso'daagtgtatU 0t*

regelt hat, so ist immerhin notwendig, aa vergleichen, ob die jetzige Ein¬

gruppierung der Angestellten in die Besoidungsordnung im Hinblick auf

den anderwärts geltenden Tarifvertrag entsprechend

Ist oder nicht. Ein auffälliges Mißverhältnis kann

Jedenfalls solange nicht als vorliegend anerkannt

werden, als sich dic Eingruppierung im Rahmen des

vom Arbeitsministerium in seiner Entscheidung vom

23. Juni 192! Nr. 21 918 die Aenderung der Dienstordnung

des Krankenkassenverbandes Karlsruhe betr. aner¬

kannten Tarifs bewegt. Dies trifft aber im vorliegenden Falle zu.

Die Aligemeine Ortskrankenkasse Konstanz hat mit der von dem Obervcr-

tlektrasgaaart Konstanz beanstandeten neuen Dienstordnung eine Einstufung

ihrer Angestellten vorgenommen, die Lbcr den anerkannten Tarifsätzen nicht

hinausgeht. Wenn auch nicht außer acht zu lassen war. daß die jetzige Ein¬

gruppierung der Angestellten im Vergleich mit gleichartigen Boomten der

Staats- und Gemeindebehörden eine günstige und teilweise eine recht hohe

Ist und in Berücksichtigung gezogen werden muß, daß die heutigen wirt¬

schaftlichen Verhältnisse wesentlich andere sind, als im Jahre \92l. als die

obenbezeiebnete Entscheidung in Sachen des Krankenkassenverbandes Karls-

ruhe erging, so konnte doch die Genehmigung nicht versagt

werden, da ein ««wichtiger Grand44, der dic Versagung recht¬

fertigt, nicht vorliegt, insbesondere Zahl oder Besoldung der An¬

gestellten nicht In ..auffälligem Mißverhältnis'4 zu ihren Aufgaben steht. Das

ArbeitsminiMerium vermochte sich daher der Entscheidung des Oberversiche-

raiHtatatl Konstanz nicht anzuschließen, es war vielmehr, wie Keschchen, zn

erkennen. ¦«- En^ler.44

Man könnte vor allem dem preußischen Wohlfahrtsmini-

tterium. dieser rückständigsten Arbeitsbehörde, dringend wün¬

schen, aus dieser Entscheidung zu lernen.

Wie lange dauert ein Prozeß eines Krankenkassenangestellten

vor dem Versicherungsamt und Oberversicherungsarnt? Per

Koliegenschaft ist bekannt, wie rückständig: das Prozeßrecht des

Sozialvcrsicherungsangesteliten ist und wie schwerfällig die

rechtspendenden Organe arbeiten. Dessenungeachtet ist es an¬

gebracht, von Zeit zu Zeit erneut aui diesen Mißstand hinzu¬

weisen. Der Krankenkassenangestellte. der der Dienstordnung

Untersteht, kann sich, wenn er einen vermögensrechtlichen

Streitfall mit seiner Kasse hat, nicht soiort an die Gerichte

wenden, wie sonst jeder Angestellte, sei es das Kaufmanns-.

Gewerbe-, Amts- oder Landgericht, sondern er muß sich erst

einem Vorverfahren unterwerfen, damit ihm die Lust am Pro¬

zessieren vergehe. Dieses Vorverfahren, das in erster Instanz vor

dem Versicherungsamt und in zweiter Instanz vor dem Oberver¬

sicherungsarnt stattfindet, wtrd in einer Weise gehandhabt« daß«

wenn der Angestellte ausschließlich auf den streitigen Geldbetrag

angewiesen wäre, er eher verhungern, als in den Besitz des Geldes

gelangen würde. Hierfür nur ein Beispiel. In einem von

unserem Verband in Hamburg angestrengten Prozeß ist die

Klage beim Versicherungsamt am 30. Mai 1923 eingereicht

worden. Das Versicherungsamt füllte eine Entscheidung erst

am 10. September 1923 und stellte dieselbe erst am 20. September

1923 den Parteien zu. Zwischen dem Einreicliungstage der

Klage und dem Zustellungstage der Entscheidung liegen also

112 Tage, fast 4 Monate. — Noch mehr Zeit ließ sich das Ober-»

versicherungsamt. Die Beschwerde gegen die Entscheidung des

Versicherungsamtes wurde am 19. Oktober 1923 beim Ober-

versioherungsamt eingereicht. Erst am 20. März 1924, nachdem

unsererseits wiederholt angemahnt worden war, wurde darüber

entschieden und die Entscheidung am 27. März 1924 zugestellt.

Zwischen Einreichung der Beschwerdeschrift und Zustellung der

Kntscheidung liegen 159 Tage, also über 5 Monate! Nun erst

war der Weg zum ordentlichen Gericht frei.

Eine derartige Behandlung von Rechtsstreitigkeiten spottet

Jeder Beschreibung. Beim Kauimannsgericht ist die Mehrzahl

der Streitfälle in 14 Tagen, längstens in einem Monat erledigt.

Hier braucht man 8 Monate allein in einem Vorverfahren, an

das sich dann erst das eigentliche Gerichtsverfahren mit seinen

möglicherweise zwei Instanzen anschließt.

Es ist erforderlich, daß uns alle solche

Fälle saumseliger Erledigung von Streitig¬
keiten durch d i e V e r s i c h e r u ¦ g s b e h ö r d e o mit¬

geteilt werden, damit wir dieses Material mit benutzen

Können zur Unterstützung unserer Bestrebungen nach Beseiti¬

gung des jetzigen vorsintflutlichen Angestelltenrechts. Daneben
ist es auch angebracht, Ober solch schleppende Geschäfts¬

führung von Versicherungsbehörden Dienstaufsichtsbesdiwerde
bei der vorgesetzten Behörde zu erheben.

Die Anrechnung von Kriegsjahren. Ueber die Anrechnung
der Kriegsjahre, insbesondere aber über di« erhöhte Anrech¬

nung, sind vielfach Meinungsverschiedenheiten entstanden. Wir
verweisen beispielsweise auf die in der „Volkstümlichen Zeit¬
schrift" Seite 50 und 63 veröffentlichten Entscheidungen, dia
für die Angestellten der Versicherungsträger von außerordent¬

licher Bedeutung sind. Der Reichsfinanzminister hat jetzt ftber
diese Anrechnung in einem Erlaß vom 29. August 1924 (RBesBl,
Nr. 50) Richtlinien aufgestellt. Wir bringen diesen Erlaß
nachstehend:

„7.4' Klärung immer noch auftretender Zweifel werden nachstehend einigt
Entscheidungen, die im Laufe der Zelt getroffen und anderweit (durch Rund¬

schreiben usw.) bekanntgegeben sind, kurz wiederholt:
J. Sowohl för die Hinzurechnung von Kriegsjahren zur ruhegehaltsfähigen

Dienstzeit als auch für dic erhöhte (1 Stäche) Berechnung von Kriegsdienst¬
zeit kommt nur der Zeitabschnitt vom 1. August 1914 bis zum 31. Dezember

J918 in Betracht.

2. Bei der Hinzurechnung von Kriegsjahren ist Voraussetzung, daß der

Betreffende während der in Betracht kommenden Zeit Angehöriger des deut¬

schen Heeres usw. gewesen ist. Weicher Personenkreis hierzu gehört, geht
aus § 38 des Reichsmilitiirgcsetzes vom 2. Mai 1874 hervor* (Das Personal

der freiwilligen Krankenpflege zählt hiernach nicht dazu.)
Bei der erhöhten Berechnung von Kriegsdienstzeit Ist nach 8 1 des Ge-'

setzes vom 4. Juli 1921 Voraussetzung, daB der Betreffende mindestens sechs

Monate im unmittelbaren Reichs- oder Militärdienst tasächlich tätig gewesen

ist und daß diese Zeit auf Orund reichszesetzlichen Anspruchs an sich als

ruhegehaltsfähige Dienstzeit rechnet.

3. Eint Hinzurechnung von Kriegsiahren findet — nach der Kabinetts?
order vom 7. September 1915 — auch bei denjenigen Angehörigen des deut¬

schen Heeres usw. statt, die, ohne vor den Feind gekommen zu sein, sich

während des Krieges aus dienstlichem Anlaß mindestens zwei Monate im

Kriegsgebiet aufgehalten haben. Bei diesen zwei Monaten (60 Tagen) braucht

es sich nicht um einen zusammenhängenden Zeitraum zu handeln, die Dienst¬

leistung kann auch unterbrochen sein und in verschiedene Kalendertage
fallen. Als Kricgsjahr gilt in solchem Falle das Kalenderjahr, In dem die

Bedingung erfüllt ist.

Das wegen der zwei Monate Gesagte gilt entsprechend auch fflr die

Mindestzeit von *echs Monaten in obiger Nr. 2.

4. Die Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit — einfach — wird

durch dic etwa in sie hineinfallende Zeit einer unverschuldeten Kriegs¬

gefangenschaft nicht beeinträchtigt.

5. Als Kriegsteilnehmer im Sinne der Bestimmungen Cber die Hinzurech¬

nung von Kriegsjahren sind auch die Kriegsgefangenen anzusehen, falls sie

besonderen Gefahrin für Leben und Gesundheit ausgesetzt waren. Die Fräse,
ob dies der Fall war,- ist für die Zeit der eigentlichen Kriegsgefangenschaft

künftig ohne weiteres zu bejahen, für dit Zeit einer etwaigen Internlerung

(z. B. bei kranken Kriegsgefangenen in der Schweiz) dagegen zu verneinen.

Für die Internierungszeit kommt eine Hinzurechnung von Kriegslagen

hiernach überhaupt nicht und eine erhöhte (l%fache) Berechnung nur In den

seltenen Ausnahmefällen in Frage, wo die Betreffenden im Reichs- oder

Militärdienst tatsächlich tätig waren (siehe obige Nr. 2), wie z. B. Beamte

des auswärtigen, Diensten, die wahrend ihrer Internierung im neutralen Aus¬

land bei den dortigen deutschen Vertretungen beschäftigt worden sind.

6. Bei Anwendung der Bestimmungen über die Hinzurechnung von Kriegs-

..ihren (Kabinettsorder usw.) ist zu unterscheiden, ob die in Betracht kom¬

mende Kriegsdienstzeit auf Grund der §§ 45, 46 RBG. als ruhegehaltsfähige

Dienstzeit gilt oder nicht. Im ersten Falle finden die vorbezeichneten Be¬

stimmungen nach Maßgabe der §§ 49, 50 RBG. Anwendung, im letzteren Falle

dagegen bewirken sie — unmittelbar — eine Verlängerung der Zeit des aktiven

Militärdienstes, die nach § 47 RBG. der Zivildienstzeit hinzuzurechnen Ist.

Berlin, den 29. August 1924.

(I B 17137.)

Der Reichsminister der Finanzen. I. A.: Kühnemann."

Da in der Regel die Pensionsbestimmungen der Reicbs¬
beamten auf die Angestellten und Beamten der Sozialversiche¬

rungsträger Anwendung finden, verdienen diese Richtlinien auch

die genaue Beachtung durcii unsere Kollegen.

Fachgruppe der Kassenangestellten Bezirk Flöha-Marlenberg.
Die Angestellten in den Ortskrankenkassen des Bezirks Fiöha-

iMarieiiberg hielten am 14. September eine Versammlung zur

Gründung einer Fachgruppe für den genannten Bezirk ab. In

Betracht! kommen 28 Kassen mit ungefähr 65 Angestellten. Der

Geschäftsführer des Verbandes der Krankenkassen im Bezirk

des Oberversichcrungsamles Chemnitz sprach über das Thema:

vDie gesetzlichen Vorschriften über Arztverträge11. Seine Atis¬

führungen lösten sichtliches Interesse bei den Anwesenden aus.

Geschäftsführer Ileymann. Frankenberg, gab ein interessantes

Referat über das Thema: „Praktische Zeitfragen aus der

Krankenversicherung". Die daraufhin einsetzende Diskussion

zeigte. da3 die Kollegenschaft mit großem Interesse den An¬

regungen des Referenfen gefolgt war. Der Bezirksleiter des

Zentralverbandes der Angestellten, Kollege Langer, nahm Stel¬

lung zur Bildung einer Fachgruppe, die dann einstimmig gebildet
wurde. Als Fachgrupper.leiter ist de: Kollege Georg Ileymann.
Ortskrankenkasse Frankenberg, gewühlt worden. Es soll ver¬

sucht werden« durch die Kassenvorstände monatlich einen freien

Nachmittag zur weiteren Ausbildung der Angesteliten durch die

Fachgruppe zu gewinnen. Im Bereiche der Bezirks;rrnppe Mittel«
Sachsen des Zentralverbandes der Angestellten ist dies bereits
die fünfte Fachgruppe der Kassenangestellten.
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